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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache IV/ 630 — 

betr. Bundeshilfe bei Mißbildungen durch Arzneimittel 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Jungmann 


Der Antrag wurde in der 44. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages vom 26. Oktober 1962 dem Aus- 
schuß für Gesundheitswesen federführend und dem 
Ausschuß für Kommunalpolitik und Sozialhilfe mit- 
beratend überwiesen. Der Ausschuß für Kommunal- 
politik und Sozialhilfe hat sich in seiner Sitzung 
vom 15. November 1962 mit dem Antrag befaßt 
und beschlossen, dem federführenden Ausschuß die 
Ablehnung des Antrages zu empfehlen, und zwar 
mit der Begründung, das Begehren der Antrag- 
steller werde durch das Bundessozialhilfcgesetz 
(BSHG) in ausreichendem Maße erfüllt. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen hat sich in 
seinen Sitzungen vom 13. Dezember 1962 und 10. Ja- 
nuar 1963 mit dem Antrag befaßt. Soweit mit dem 
Antrag die Bundesregierung ersucht werden sollte, 
den Entwurf eines Gesetzes vorzulegen, durch das 
bei Mißbildungen durch Arzneimittel sichergestellt 
werde, daß für die Hilfe in den genannten Fällen 
Einkommensprüfung und Einkommenseinsatz ent- 
fielen, beschloß der Ausschuß mit Mehrheit, den An- 
trag abzulehnen. 

Die Mehrheit vertrat dabei den Standpunkt, daß 
dem Anliegen der Antragsteller insoweit durch das 
Bundessozialhilfegesetz, insbesondere durch § 84 
BSHG, Rechnung getragen sei. Dabei verkannte sie 
nicht die im Einzelfall vorliegende menschliche 
Tragik, hielt es jedoch nicht für angebracht, durch 
ein besonderes Gesetz für durch Arzneimittel ge- 
schädigte Personen eine Bevorzugung gegenüber 
anderen, zumindest gleich schwer gelagerten Fällen 
zu schaffen. Sie ließ sich dabei auch von der Auf- 
fassung leiten, daß ein solches Gesetz dem Wollen 
des Bundessozialhilfegesetzes widersprechen wür- 
de, da nach dem Bundessozialhilfegesetz Hilfe in 


Notlagen ohne Rücksicht auf die Ursache der Not- 
lage zu gewähren ist. 

Letztlich lehnte die Mehrheit auch aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen den Antrag insoweit ab, 
da bei Wegfall der Einkommensprüfung und des 
Einkommenscinsatzes die Hilfe für den betroffenen 
Personenkreis versorgungsrechtlichen Charakter an- 
nehmen würde. Für die gesetzliche Regelung der 
Versorgung sei gemäß § 74 Nr. 10 des Grundgeset- 
zes der Bund jedoch im Rahmen der konkurrieren- 
den Gesetzgebung nur für die Kriegsbeschädigten 
und Kriegshinterbliebenen zuständig. 

Auch eine Änderung des Bundessozialhilfegeset- 
zes in dem im Antrag geforderten Sinne glaubte 
die Mehrheit nicht empfehlen zu sollen, weil sie 
die bewährten Grundzüge des Bundessozialhilfe- 
gesetzes sprengen würde. 

Die Minderheit vertrat demgegenüber im wesent- 
lichen die Auffassung, wegen der staatlichen Kon- 
trolle der Arneimittel treffe den Staat in etwa ein 
Mitverschulden an den Mißbildungen als Folge des 
Gebrauchs von Arzneimitteln. Infolgedessen sei der 
Staat auch verpflichtet, in diesen Fällen eine be- 
sondere Hilfe unabhängig von den Einkommens- 
verhältnissen der betroffenen Familien zu gewäh- 
ren. In den von den Ländern in Ausführung des 
Bundessozialhilfegesetzes bisher praktizierten Maß- 
nahmen sähe sie keine ausreichende Sicherheit da- 
für, daß die heutige Großzügigkeit auch in späterer 
Zeit, wenn die Häufigkeit der Mißbildungen nachge- 
lassen haben werde, angewendet würde. 

Die Mehrheit des Ausschusses hielt diese Argu- 
mente nicht für stichhaltig. Insbesondere lehnte sie 
eine staatliche Haftung für Schädigungen als Folge 
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des Gebrauchs von Arzneimitteln ab, da eine solche 
Haftung auch nicht aus dem staatlichen Zulassungs- 
verfahren für Arzneimittel hergeleitet werden 
könne. 

Im übrigen beschloß der Ausschuß einstimmig, 
dem Bundestag die Annahme des Teiles II des An- 
trages der Fraktion der SPD zu empfehlen. 


Bonn, den 16. Januar 1963 


Dr. Jungmann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

in Zusammenarbeit mit den Ländern die wissen- 
schaftliche Forschung zu entwickeln, weiterzuent- 
wickeln und die Erprobung orthopädischer und son- 
stiger Hilfsmaßnahmen, die bei Mißbildung durch 
Arzneimittel erforderlich werden, zu fördern. 


Bonn, den 16. Januar 1963 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 

Dr. Hamm Dr. Jungmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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